Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 1079 


Der Bundesminister der Finanzen 

II B/2 - F 7203 - 128/54 


Bonn, den 10. Dezember 1954 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Antrag des Bundesministers der Finanzen gemäß 
§ 47 der Reichshaushaltsordnung 
hier: Verschmelzung der Deutsche Werke Kiel AG 
und der Kieler Howaldtswerke AG unter gleich- 
zeitiger Erhöhung des Kapitals der Kieler Howaldts- 
werke AG 


Der Bund besitzt das Grundkapital der Deutsche Werke Kiel AG 
(DWK) in Höhe von 8 Mio DM und bis auf eine geringfügige 
Minderheit von 50 000, — DM, die sich im Besitz der Industrie- 
verwaltungsgesellschaft befindet, der Kieler Howaldtswerke AG 
(Howaldt) in Höhe von 10 Mio DM. Die DWK, die ursprünglich 
ein Unternehmen der Schwerindustrie und des Schiffbaues war, hat 
erst im Jahre 1950 durch die Besatzungsmacht eine begrenzte Pro- 
duktionserlaubnis für sogenannte Leichtindustrie erhalten; eine be- 
grenzte Genehmigung für Kleinschiffbau wurde im Frühjahr 1953 
erteilt. Die Beschränkungen haben dazu geführt, daß die DWK zu 
einer ihrer ursprünglichen Zweckbestimmung entsprechenden Be- 
tätigung nach dem Kriege nur in geringem Umfang gekommen ist. 
Das verspätete Anlaufen dieser Produktion, die aus arbeitsmarkt- 
politischen Gründen erforderliche Aufnahme wesensfremder eigener 
Fertigungen und die Beteiligung an auf dem Gelände der DWK 
neu gegründeten Unternehmen verschiedener Art haben zu nicht 
unbeträchtlichen Verlusten geführt, die nur durch die Auflösung 
stiller Reserven aufgefangen werden konnten. Im Zuge dieser 
Sanierungsmaßnahmen wurden zwei Trockendocks an Howaldt ver- 
äußert. 

Eine Rentabilität der DWK ist wegen der erheblichen Verwaltungs- 
kosten und Abschreibungsverluste, die die zum großen Teil unge- 
nutzten ausgedehnten Anlagen verursachen, in absehbarer Zeit nicht 
zu erreichen. Eine Ausdehnung der eigenen Fertigung mit dem Ziel, auf 
diese Weise die Rentabilität herzustellen, würde sehr erhebliche In- 
vestierungen und Betriebsmittel erfordern. Das Gleiche würde für 
die Aufnahme des Schiffsbaues gelten, die jedoch schon deshalb 
nicht zu vertreten sein würde, weil, abgesehen von Bedenken grund- 
sätzlicher Art, die Errichtung zweier bundeseigener Werften am 
gleichen Platz wirtschaftlich unvernünftig wäre. 

Im Gegensatz zu DWK hat Howaldt bereits im Jahre 1948 den 
Schiffbau wieder aufnehmen dürfen. Die Beschäftigungslage der Werft 
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hat sich stetig entwickelt und in der letzten Zeit praktisch die 
äußerste Grenze der Kapazität der Gesellschaft erreicht. Die frist- 
gerechte Durchführung der Aufträge ist nur mit erheblichen Über- 
stunden und Sonntagsarbeit möglich. Der sich ständig verschärfende 
internationale Wettbewerb zwingt die Gesellschaft, den Betrieb so 
weit wie möglich zu rationalisieren, was wiederum nur durch eine 
räumliche Ausdehnung unter Inanspruchnahme des Geländes der 
DWK erreicht werden kann. Howaldt hat somit ein lebhaftes In- 
teresse, dieses Gelände zumindest zu einem sehr erheblichen Teile 
in seinen Betrieb mit dem Ziel einer Rationalisierung des Arbeits- 
ablaufes einzubeziehen. 

Bei diesem Sachverhalt muß davon aus gegangen werden, daß eine 
Verschmelzung den wirtschaftlichen Gegebenheiten und Bedürfnissen 
beider Gesellschaften durchaus entspricht. Sowohl der Aufsichtsrat 
der DWK als auch der Aufsichtsrat der Kieler Howaldtswerke AG 
— letzterer unter der Voraussetzung der gleichzeitigen Durchführung 
einer angemessenen Kapitalerhöhung — haben sich eindeutig für 
die Verschmelzung ausgesprochen. Der Herr Ministerpräsident des 
Landes Schleswig-Holstein hat in einem persönlichen Schreiben an 
den Herrn Bundeskanzler vom 13. November 1954 die Ver- 
schmelzung aus arbeitspolitischen und wirtschaftlichen Gründen als 
notwendig bezeichnet und befürwortet. 

Kapitalmäßig soll die Vereinigung der beiden Gesellschaften in der 
Weise vorgenommen werden, daß die Übernahme des Vermögens 
der DWK in einer Erhöhung des Grundkapitals der Kieler Ho- 
waldtswerke AG um 2,5 Mio DM auf 12,5 Mio DM Ausdruck findet, 
während der diesen Betrag übersteigende Buchwert des DWK- Ver- 
mögens (nach Abzug der Verluste) der gesetzlichen Rücklage der 
Kieler Howaldtswerke AG zugeführt wird. Als Stichtag der Ver- 
schmelzung ist der 30. September 1954 vorgesehen. 

Die Verschmelzung führt zu einer Erhöhung des Anlagevermögens 
der Kieler Howaldtswerke AG von 30,5 Mio DM auf 45,9 Mio DM. 
Gleichzeitig steigen die langfristigen Fremdmittel von 16,7 Mio DM 
auf 28,7 Mio DM, während außerdem aus dem DWK-Vermögen 
kurzfristige, liquiditätsmäßig nicht gedeckte Fremdmittel von 
4,8 Mio DM übernommen werden müssen. 

Nachdem im Zuge der Sanierung des DWK-Komplexes Howaldt 
die beiden Trockendocks der DWK gegen Zahlung von 10 Mio DM 
übernommen hatte, mußte eine Kapitalerhöhung bei Howaldt in 
absehbarer Zeit als notwendig angesehen werden. Bei Durchführung 
der Verschmelzung lassen die vorstehend angegebenen Zahlen eine 
namhafte Kapitalerhöhung als unausweichlich erscheinen, zumal, 
wenn man bedenkt, daß die mit der Einbeziehung des DWK-Ge- 
ländes angestrebte, mit Rücksicht auf den scharfen internationalen 
Wettbewerb notwendige Rationalisierung des Werftbetriebes wei- 
tere Investitionen gebietet. 
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Auf meine Veranlassung hat die Deutsche Revisions- und Treu- 
hand AG zur Frage der Kapitalerhöhung Stellung genommen. Nach 
eingehender Untersuchung kommt der Prüfungsbericht zu dem Er- 
gebnis, daß neben der sich aus der Verschmelzung unmittelbar er- 
gebenden Kapitalerhöhung um 2,5 Mio DM eine weitere Kapital- 
zuführung von etwa 12 Mio DM geboten ist. Dadurch würde die 
sich nach der Verschmelzung ergebende laufende Belastung aus der 
Verzinsung und Tilgung der außerordentlich hohen Fremdmittel 
einigermaßen der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit angepaßt werden. 
Außerdem erhielte das Unternehmen damit eine Kreditbasis, die 
angesichts des Umfanges der Betätigung als notwendig angesehen 
werden muß. Ich darf in diesem Zusammenhänge noch auf das 
bestehende Mißverhältnis zwischen Kapital und Belegschaft (rd. 
10 200 Köpfe) und Kapital und Umsatz (Geschäftsjahr 1952/53 
166 Mio DM; 1. September 1953 bis 31. Mai 1954 155 Mio DM) 
hinweisen. Bei dieser Sachlage liegt m. E. eine Kapitalerhöhung auf 
25 Mio DM an der unteren Grenze des Angemessenen und Not- 
wendigen. 

Um das Grundkapital auf diese Flöhe aufzustocken, müssen wei- 
tere 12,5 Mio DM aufgebracht werden, da sich das Kapital durch 
die Verschmelzung allein erst auf 12,5 Mio DM erhöht. Das Bun- 
desministerium der Finanzen geht davon aus, daß zur Aufbringung 
der restlichen 12,5 Mio DM neue Fiaushaltsmittel keinesfalls in 
Anspruch genommen werden sollten, hat jedoch vorgesehen, daß 
der Kredit von 5 Mio DM, den der Bund an DWK gegeben hat, 
der als langfristig anzusehen ist und im Zuge der Verschmelzung 
auf Flowaldt übergeht, in diesem Zusammenhänge in Kapital um- 
gewandelt wird. Die dann noch fehlenden 7,5 Mio DM sollen 
durch den entsprechenden Teilbetrag einer Darlehensforderung der 
Industrieverwaltungsgesellschaft mbH (IVG) gegen Howaldt be- 
legt werden, der ebenfalls in Kapital umgewandelt werden soll. 
Nach Durchführung dieser Maßnahmen wird sich das Grundkapital 
der Kieler Howaldtswerke AG wie folgt zusammensetzen: 


Bisheriges Kapital 10 000 000, — DM 

Erhöhung im Zusammenhang mit der 

Verschmelzung 2 500 000, — DM 

Bundeskredit (umzuwandeln) 5 000 000, — DM 

Darlehen der IVG (umzuwandeln) .... 7 500 000, — DM 


Neues Kapital . . 25 000 000, — DM 


Die Heranziehung der Darlehensforderung der IVG zur Kapitaler- 
höhung führt zu einer über der Sperrminderheit liegenden Be- 
teiligung der IVG an Howaldt, die außerhalb des Aufgabenbereiches 
der IVG liegen würde. Um eine solche, nicht im Interesse des 
Bundes liegende Auswirkung zu vermeiden, soll der IVG nicht die 
Stellung eines dauernden Minderheitsaktionärs an Howaldt einge- 
räumt werden, sondern nur eine vorläufige, mehr einem Treuhand- 
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Verhältnis angeglichene Stellung. Zu diesem Zwecke ist beabsichtigt, 
daß der Bund das sich aus seinem Aktienbesitz herleitende Bezugs- 
recht (§ 153 Aktiengesetz) in Höhe von 7,5 Mio DM (bezogen 
auf den Nennwert der jungen Aktien) an die IVG abtritt gegen 
Einräumung einer Option, nach der die IVG die neuen Aktien 
jederzeit auf Verlangen des Bundes auf diesen oder einen von ihm 
benannten Dritten zum Nennwert zu übertragen hat. Die Ein- 
räumung einer solchen Option ermöglicht es dem Bunde, jederzeit 
eine — durchaus anzustrebende — Teilprivatisierung der Kieler 
Howaldtswerke AG in Form einer Abtretung der Rechte aus dem 
Optionsvertrag durchzuführen. Der Bund kann sich weiter jederzeit 
gegen Zahlung des Nennwertes der Aktien oder aber — ohne 
Aufwendung von flüssigen Mitteln — im Wege einer Kapitalherab- 
setzung bei der IVG das unmittelbare Eigentum an den Howaldt- 
Aktien verschaffen. Die hier dargestellten Maßnahmen haben weiter- 
hin den Vorteil, daß eine Bewertung der jungen Aktien, die sonst 
im Falle der Überlassung junger Aktien an Dritte — auch an 
bundeseigene Gesellschaften — schon aus steuerlichen Gründen not- 
wendig ist und in diesem Falle besonders schwierig sein würde, 
unterbleiben kann, da ein etwaiger, den Nennwert übersteigender 
Wert der Aktien auf Grund des Optionsrechtes wirtschaftlich beim 
Bunde verbleibt. 

Der Vollständigkeit halber sei noch angeführt, daß die Frage der 
Beteiligung privaten Kapitals — an Stelle der IVG — ebenfalls ge- 
prüft worden ist. Mangels konkreter Verkaufsmöglichkeiten — in 
einem zunächst in Betracht kommenden Falle erfolgte eine Ab- 
lehnung seitens des Interessenten — mußte dieser Gedanke vorerst 
fallen gelassen werden, da eine Bereinigung der Schwierigkeiten bei 
DWK unaufschiebbar ist. Das Bundesministerium der Finanzen ist 
jedoch nach wie vor bestrebt, auf dem oben angedeuteten Wege 
alsbald zu einer Teilprivatisierung zu kommen. 

Die vorstehend dar gestellten, der wirtschaftlichen Bereinigung der 
Verhältnisse bei DWK und der Rationalisierung der Kieler Howaldts- 
werke AG dienenden Maßnahmen bedürfen gemäß § 47 Abs. 4 in 
Verbindung mit Abs. 3 RHO der vorherigen Zustimmung des 
Bundesrates und des Bundestages. Ich bitte, die Zustimmung des 
Bundestages hierzu herbeizuführen. 

Für eine baldige Entscheidung wäre ich, insbesondere wegen der 
schwierigen Lage bei der DWK, dankbar. 


In Vertretung 

Hartmann 



